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USA halten Übungen mit
drei Flugzeugträgern im
Westpazifik ab
Tokio. Erstmals seit zehn Jahren
werden die USA Militärübungen
mit drei Flugzeugträgern im
Westpazifik abhalten. Das Manö-
ver verdeutliche Washingtons »ei-
sernes Bekenntnis zur anhalten-
den Sicherheit und Stabilität der
Region«, erklärte der Komman-
dant der US-Pazifikflotte, Scott
Swift, am Donnerstag. Die Übun-
gen sollen von Samstag bis Diens-
tag laufen. AFP/nd

Trump verhängt neue
Sanktionen gegen Kuba
Washington. US-Präsident Do-
nald Trump hat neue Sanktionen
gegen Kuba verhängt. US-Unter-
nehmen und US-Bürgern ist es
künftig verboten, mit 180 na-
mentlich genannten Firmen des
Landes Geschäfte zu machen, wie
das US-Finanzministerium am
Mittwoch in Washington mitteil-
te. Die Hotels, Geschäfte, Reise-
büros, Rumbrennereien und Res-
taurants gehören zum Tourismus-
konzern Gaesa, dessen Eigentü-
mer das Militär ist. An der Spitze
der Firma steht der Schwieger-
sohn von Staatschef Raúl Castro.
Die Sanktionen hätten zum Ziel,

»den Geldfluss an das kubanische
Regime zu unterbinden«, hieß es.
Bereits im Juni hatte Trump Lo-
ckerungen im Reiseverkehr zu-
rückgenommen. Kreuzfahrtschiffe
und Fluggesellschaften durften
zwar weiter Reisen nach Kuba an-
bieten, Individualreisen wurden
aber eingeschränkt. epd/nd

Krankenhausärzte in
Griechenland streiken
Athen. Die griechischen Kranken-
hausärzte sind am Donnerstag in
einen 24-stündigen Streik getre-
ten. Wie ihre Gewerkschaft mit-
teilte, protestieren sie gegen ein
neues Gesetz, mit dem ihre Ar-
beitszeit von höchstens 48 Stun-
den auf bis zu 60 Stunden in der
Woche erhöht werden kann. Zu-
dem protestieren sie gegen die
Kürzungen ihrer Gehälter und for-
dern die Einstellung von mehr
Personal. Nach Angaben des
Athener Ärzteverbandes sind seit
2010 mehr als 18 000 griechische
Ärzte ausgewandert. Die Mehr-
heit von ihnen arbeitet in Groß-
britannien, Deutschland und ara-
bischen Staaten. dpa/nd

Katalanische Politikerin
zu Anhörung in Madrid
Madrid. Die bisherige katalani-
sche Parlamentspräsidentin Car-
me Forcadell war am Donnerstag
zu einer Anhörung vor dem
Obersten Gericht Spaniens vorge-
laden. Bei der Befragung ging es
um ihre Rolle bei den Unabhän-
gigkeitsbestrebungen Kataloni-
ens. Ein Richter könnte im An-
schluss an die Anhörung entschei-
den, Forcadell in Untersuchungs-
haft zu nehmen. AFP/nd

Trump: Ich gebe nicht China die Schuld
Beide Staaten schließen Abkommen über 250 Milliarden Dollar / Xi will Märkte weiter für Ausländer öffnen
Im Wahlkampf hatte US-Präsident
Trump heftig auf China eingeschla-
gen. In Peking gibt er sich nun »als
großer Fan« seines AmtskollegenXi.

Von Finn Mayer-Kuckuk, Peking

Das Muster ist inzwischen bekannt:
Je nach seiner Tagesform sieht die
Welt einen völlig anderen US-Präsi-
denten Donald Trump. In Peking hat
er nun seine bisherige Haltung zur
chinesischen Handelspolitik um 180
Grad geändert. Es sei »nicht Chinas
Schuld«, wenn der Handel aus dem
Gleichgewicht geraten sei, sagte
Trump am Donnerstag in Peking. Das
Land habe halt zum eigenen Nutzen
kräftig exportiert. Daran sei auch viel
zu loben.
Im Wahlkampf und in den ersten

Monaten seiner Präsidentschaft hatte
er China noch vorgeworfen, mit ge-
zinkten Karten zu spielen und »die
USA über den Tisch zu ziehen«. Das
Landmanipuliere seineWährung, um
US-Interessen zu schaden. Es stehle
amerikanische Jobs. Trump hatte
dem chinesischen Präsidenten Xi Jin-
ping zudem vorgeworfen, in der
Nordkorea-Krise untätig zu sein.
Jetzt pries Trump seinen Ge-

sprächspartner als »ganz besonderen
Mann« und guten Partner. »Ich weiß
nur eines über Ihren Präsidenten, und
zwar, dass er erledigt bekommt, wo-
ran er hart arbeitet«, sagte er auf der
Pressekonferenz in Bezug auf das Be-
mühen um Entspannung der Situati-
on um Nordkorea. Von früheren Dro-
hungen mit Sanktionen gegen chi-
nesische Firmen, die mit Nordkorea
Geschäfte machen, war nichts mehr
zu hören. Stattdessen sagte Trump,
er »glaube an eine Lösung, genauso
wie Sie«.
Xi hatte dem US-Präsidenten ei-

nen »königlichen Empfang« bereitet,

wie diplomatische Beobachter be-
merkten. Das chinesische Außenmi-
nisterium bestätigte, dass dieser
Staatsbesuch auf »besonders hohem
Niveau« verlaufe. Am Vorabend der
Gespräche haben Xi und seine Gattin
Trump persönlich im alten Kaiserpa-
last der Verbotenen Stadt empfangen
und die Arbeiten von Kunsthandwer-
kern besichtigt. Zusammen mit ihren
Gattinnen genossen die beiden Prä-
sidenten dort auch eine Aufführung

der Peking-Oper. Trump wurde da-
mit mehr Ehre zuteil als seinem Vor-
gänger Barack Obama im Jahr 2009.
Vor der Großen Halle des Volkes

war Trump von Xi mit militärischen
Ehren empfangenworden. Reihen um
Reihen von Soldatinnen und Solda-
ten zogen strammen Schrittes an den
beiden Präsidenten vorbei und prä-
sentierten ihre Waffen. »Echt umwer-
fend!«, beurteilte Trump seinen Emp-
fang in einem Tweet.

Im Rahmen des Besuchs unter-
schrieben Wirtschaftsvertreter Ver-
träge im Wert von mehr als 250 Mil-
liarden Dollar. Die Aufträge betrafen
unter anderem die Lieferung von Erd-
gas, Hubschraubern und Rindfleisch
an China. Xi versicherte Trump, die
eigenen Märkte weiter zu öffnen.
»China schließt seine Tür nicht«, sag-
te der chinesische Präsident. »Wir öff-
nen sie sogar noch weiter.« Er ver-
sprach »transparentere und bessere,

geordnete« Marktbedingungen. Die
EU-Handelskammer in Peking hatte
in der Vergangenheit wiederholt be-
klagt, dass europäische Firmen trotz
ihr gegenüber gemachter ähnlicher
Versicherungen weiterhin ungerecht
behandelt werden.
Von Peking aus reist Trump am

heutigen Freitag nach Vietnam wei-
ter, wo er an einem Treffen von Re-
gierungschefs der Asiatisch-Pazifi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft
(APEC) teilnimmt. Zahlreiche APEC-
Staaten sind derzeit nicht gut auf ihn
zu sprechen. Im Januar waren die
USA aus dem Transpazifischen Part-
nerschaftsvertrag (TPP) ausgestie-
gen, auf dessen Abschluss sie zuvor
selbst gedrängt hatten.
Dieses Abkommen hatte Trump als

»schlechtes Geschäft« für Amerika
gebrandmarkt und den Ausstieg da-
raus zur Priorität gemacht. TPP war
von Obama als Projekt gedacht, dem
Erstarken Chinas Grenzen zu setzen
– eine Mitgliedschaft der zweitgröß-
ten Volkswirtschaft war nicht vorge-
sehen. Auch durch den Rückzug aus
TPP hat Trump also China indirekt
gestärkt. Japan hat jetzt vorerst die
Aufgabe übernommen, die elf TPP-
Länder für den Vertrag bei der Stan-
ge zu halten.
Mit Japan war Trump bei seinem

Besuch zu Wochenbeginn deutlich
strenger umgegangen. Er hatte Pre-
mier Shinzo Abe »unfaire Handels-
praktiken« vorgeworfen und eine
neue Politik von Tokio gefordert.
Im Vorfeld von Trumps Besuch in

Peking hatten die chinesischen Be-
hörden derweil die Überwachung von
Menschenrechtlern intensiviert. Die
Anwältin Li Yuhan war bereits im Ok-
tober verhaftet worden. Die Ehefrau
des inhaftierten Anwalts Wang Quan-
zhang, erhielt von der Staatssicher-
heit Ausgehverbot.

Wer hat Schuld am bisher so schwierigen Verhältnis zwischen uns, du oder ich? Foto: AFP/Thomas Peter

Vietnam hält Hof für die Großen der Weltpolitik
Gipfel der Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftskooperation steht nach Verwüstungen durch Taifun »Damrey« unter keinem guten Stern

Das Schwellenland Vietnam ist
Gastgeber für die APEC und be-
müht sich, die von einem Taifun
verwüstete Region zum Empfang
herzurichten

Von Marina Mai

Wladimir Putin, Donald Trump, Xi
Jinping – die mächtigen Staatschefs
der Welt und weitere Staatsober-
häupter werden zum heute begin-
nenden APEC-Gipfel, dem Treffen der
Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsko-
operation also, in der zentralvietna-
mesischen Stadt Danang erwartet.
Das Schaulaufen so wichtiger Herren
wird in den Medien des Gastgeber-
staates als ein Thema von nationaler
Ehre gefeiert.
Doch die Gipfelvorbereitungen

standen unter keinem guten Stern.
Zentralvietnam wurde vor wenigen
Tagen von Taifun »Damrey« heim-

gesucht. 89 Menschen kamen bei der
schwersten Naturkatastrophe der
vergangenen Jahre ums Leben. Die
Auswirkungen von »Damrey« sind bis
in die Vororte der Gastgeberstadt Da-
nang, der viertgrößten Stadt des Lan-
des, mit einer bei normalem Wetter
reizvollen Umgebung, zu spüren. Die
Anreise der Staatsgäste könnte
schwierig werden. Die Altstadt der
benachbarten Hafenstadt Hoi An, ei-
ner beschaulichen Touristenattrakti-
on, in der das Ehegattinnenpro-
gramm stattfinden soll, stand zu Wo-
chenbeginn noch vollständig unter
Wasser und war ohne Strom. Inzwi-
schen laufen die Aufräumarbeiten.
Auch politisch wurde in Vietnam,

das dank eines seit Jahren anhalten-
den Wirtschaftsbooms vom Entwick-
lungsland zum Schwellenland auf-
gestegen ist, in den zurückliegenden
Monaten viel »aufgeräumt«. So wur-
den kurz vor dem Gipfel die Partei-

chefs der Gastgeberstadt Danang so-
wie von Vietnams größter Stadt Ho-
Chi-Minh-Stadt gefeuert. Als Gründe
wurden Korruption und das Führen

eines falschen akademischen Titels
genannt.
Korruption ist in der Tat in Viet-

nam weit verbreitet. Beim Korrupti-
onsindex der Nichtregierungsorgani-
sation Transparency International
liegt das Land auf Rang 113 von 176

Staaten. Ende September wurde der
abgesetzte Chef des staatlichen Öl-
konzerns, Nguyen Xuan Son, wegen
Untreue sogar zumTode verurteilt, 51
leitende Mitarbeiter zu langjährigen
Haftstrafen.
Das ist nur der Höhepunkt einer

Bestrafungs- und Absetzungswelle
von hohen Funktionären aus Wirt-
schaft und Politik, die seit 2016 an-
hält. Abgesägt wurden etwa der lang-
jährige Premierminister Nguyen Tan
Dung, der Minister für Industrie und
Handel, der einmal in der DDR stu-
dierte, sowie der Verkehrsminister.
Dahinter steht ein Machtkampf in-

nerhalb der Kommunistischen Partei,
der einzigen legalen Partei in Viet-
nam. Dabei geht es um die Frage, ob
die Kapitalisierung der Wirtschaft
weiter vorangetrieben werden soll
oder ob die Gefahr besteht, dass das
zum Machtverlust der Partei führen
könnte. Antipoden des Machtkamp-

fes sind der 73-jährige Parteichef
Nguyen Phu Trong, ein konservativer
chinafreundlicher Ideologe aus dem
Sicherheitsapparat, und der erwähn-
te Ex-Premierminister Dung, ein Ver-
treter der Wirtschaftsreformer. Sämt-
liche kaltgestellte und verurteilte Po-
litiker und Wirtschaftsbosse gehören
zum Wirtschaftsflügel. Beobachter
gehen davon aus, dass der Flügel zer-
schlagen wird und die Protagonisten
vor Gericht kommen.
Da die Kommunistische Partei die

einzige legale Partei im Land ist, muss
sie das gesamte politische Spektrum
abbilden: Attraktivität für Investoren
durch Billiglöhne auf der einen Seite
und soziale Standards auf der ande-
ren Seite ist nur eines der Span-
nungsfelder. Auchwenndas Land sich
sozialistisch nennt: Soziale Kräfte, die
etwa gegen die Landnahme für In-
vestoren kämpfen, werden oft krimi-
nalisiert.

Da die Kommunistische
Partei die einzige legale
Partei in der Sozialisti-
schen Republik
Vietnam ist, muss sie
das gesamte politische
Spektrum abbilden.

S P E N D E ND E N K Z E T T E L

Denkzettel sind bezahlte Anzeigen. Für den In-
halt übernimmt der Verlag keine Verantwortung.

S T I F T U N G

Cuba Sí, AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
E-Mail:    berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.org

Kuba braucht derzeit in besonderem Maße die Hilfe der internationalen
Solidaritäts bewegung. Cuba Sí unterstützt Kuba, damit das Land seinen Weg
der Unabhängigkeit und des Sozialismus selbst gestalten und erfolgreich 
fortsetzen kann. Unsere nach haltigen Landwirtschaftsprojekte leisten dafür
einen konkreten Beitrag. Spezielle Hilfe benötigt in der aktuellen Situation
unser Projekt in der Provinz Sancti Spíritus, um seine ehrgeizigen Ziele bei 
der Produktion von Lebensmitteln und der Verbesserung der  Arbeits- und 
Lebensbedingungen zu erreichen. So wollen wir z. B. Dächer von Rinder -
ställen und Wohnhäusern reparieren oder neu kaufen, Einzäunungen für 
Weiden erneuern sowie Hilfsgüter für die Mitarbeiter/-innen in unserem 
Projekt bereitstellen. Bitte helfen Sie! Unterstützen Sie unser Land-
wirtschaftsprojekt in der Provinz Sancti Spíritus mit einer Spende!

Spen denkonto beim Partei vorstand DIE LINKE/Cuba Sí: 
IBAN: DE061005 0000 0013 2222 10. Bitte den Verwendungszweck 
ohne weitere Zusätze angeben: „Milch für Kubas Kinder/Sancti Spíritus“

Kuba ist nicht allein! Aktion Deutschland Hilft
Das starke Bündnis bei Katastrophen

Wenn Menschen durch große Katastrophen in Not geraten, helfen wir. 
Gemeinsam, schnell und koordiniert. Aktion Deutschland Hilft - Bündnis 
deutscher Hilfsorganisationen. 

Spendenkonto: DE62 3702 0500 0000 1020 30 
Jetzt Förderer werden: www.Aktion-Deutschland-Hilft.de

Deutscher 

Spendenrat e.V.

Internet: www.neues-deutschland.de

...-Lisierung auch eine Form des -Ismus 
(á la: „nie wieder..!“)? siehe: völlige Digita-
Lisierung des Daseins = Totalitar-Ismus, 
nur eben auf hightech-elektronische Art!

F. Grupe

Ihre Erben: 
Menschen 
in Not.
Mit einer eigenen Stiftung oder Zustiftung  
helfen Sie dauerhaft. 

Malteser Stiftung

Wir beraten Sie gerne! 
Michael Görner: (02 21) 98 22-123 
stiftung.malteser@malteser.org
www.malteser-stiftung.de
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